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Die Quote steigt und gibt zu denken: 
Waren 1990 elf Prozent aller Menschen 
in Deutschland einkommensarm, sind 
es inzwischen fast 20 Prozent. Dem ge-
genüber stehen mehr als acht Prozent 
der Bevölkerung, die mindestens das 
Doppelte des mittleren Nettoeinkom-
mens zur Verfügung haben. Die sich 
vertiefende Kluft zwischen Arm und 
Reich rief vor der letzten Bundestags-
wahl das „Bündnis 'Reichtum Umver-
teilen'“ auf den Plan. Wir fragen nach: 
Was hat es bisher gebracht?

Das Bündnis „Reichtum umvertei-
len“ besteht aus 30 zivilgesell-
schaftlichen Verbänden und Or-

ganisationen. Sie schlossen sich 2016 
zusammen, um sich gemeinsam für 
eine bessere soziale Absicherung, hö-
here öffentliche Investitionen, einen 
sozial-ökologischen Umbau und die 
Bereitstellung bezahlbarer Wohnungen 
einzusetzen. Einen entsprechenden 
Aufruf haben bisher über 5.300 Unter-
stützer unterzeichnet. Unterschriften 
werden weiterhin gesammelt[1].

Die aktuelle Situation beschreibt der 
Verteilungsbericht 2018 des DGB. 
Demnach mussten die 20 Prozent Ein-
kommensärmeren in Deutschland seit 
Anfang der 1990er Jahre reale Einkom-
mensverluste hin nehmen, während das 
reichste Zehntel reale Einkommenszu-
wächse von 30 Prozent erhielt.  Der Vor-
standsvorsitzende eines DAX-Unterneh-
mens bezog 2017 durchschnittlich das 
85-Fache eines Mitarbeiters. Das wohl-
habendste Prozent der Bevölkerung ver-
fügt über 32 Prozent des Gesamtnetto-
vermögens. Die Hälfte der Bevölkerung

1  https://www.reichtum-umverteilen.de/
nc/aufruf-unterzeichnen

besitzt gerade einmal 2,4 Prozent.  Je-
der dritte Erwachsene hat gar kein Ver-
mögen oder sogar Schulden.

Ein Hebel zur Umverteilung wird in einer 
Erbschaftssteuerreform gesehen. 2016 
wurden laut dem Statistischen Bundes-
amt durch Erbschaften und Vermächt-
nisse Vermögen von 43,6 Milliarden 
Euro übertragen. Das waren 15,6 Pro-
zent mehr als 2015 zuvor. Vor allem 
Bankguthaben, Wertpapiere, Anteile 
und Genussscheine wurden geerbt.

Die Bereitstellung bezahlbarer Wohnungen 
gehört zu den zentralen Forderungen von 
„Reichtum umverteilen“.

„Reichtum umverteilen“ forderte die Po-
litik vor der letzten Wahl auf, die Themen 
Armut, Reichtum und Ungleichheit in-
tensiver als bisher zu beackern. Dies, 
sagt Ralf Krämer vom Bereich Wirt-
schaftspolitik des Bündnismitglieds ver.
di, geschah jedoch nicht: „Die neue 
Bundesregierung ist in vielerlei Hinsicht 
die Fortsetzung der vorangegangenen.“ 
Der Politikwechsel hin zu mehr sozialer 
Gerechtigkeit oder gar Umverteilung des 
großen Reichtums sei ausgeblieben. Da 
sich die Finanzlage der öffentlichen 
Haushalte und der Sozialversicherun-
gen günstig entwickelten, habe es im-

merhin keinen Sozialabbau gegeben: 
„In einigen Bereichen kam es sogar zu 
gewissen Leistungsausweitungen.“

„Nicht ernsthaft debattiert“	

Letztlich wurde jedoch kein einziges 
Rezept des Bündnisses aufgegriffen. 
Krämer: „Unsere Forderungen nach 
einer Vermögensbesteuerung, einer 
Erbschaftsteuer, die die Superreichen 
nicht verschont, und höherer Besteu-
erung hoher Einkommen standen bei 
den Koalitionsverhandlungen über-
haupt nicht ernsthaft zur Debatte.“ Die 
Finanztransaktionssteuer, die noch im 
Koalitionsvertrag steht, sei durch die 
Schrumpfung auf eine kleine Aktien-
steuer, die weder große Einnahmen 
noch eine Zurückdrängung der Finanz-
spekulation bewirkt, faktisch beerdigt 
worden. Aktuell wachse außerdem der 
Druck, die Unternehmenssteuern er-
neut zu senken.

Immerhin sei es dem Bündnis gelun-
gen, die Thematik „Ungleichheit“ in der 
Öffentlichkeit zu halten. Wichtig ist für 
Krämer auch, dass die Zusammenarbeit 
der am Bündnis beteiligten Organisa-
tionen gestärkt wurde. „Ich denke, die 
politischen Kräfte wissen, dass wir ihre 
Aktivitäten beobachten und bei entspre-
chenden Anlässen aktionsfähig sind und 
einen gewissen Druck entwickeln kön-
nen“, so der Gewerkschafter. Illusionen 
gibt sich Krämer allerdings nicht hin: 
„Die Unternehmerverbände, die Reichen 
und ihre Lobbyorganisationen haben 
weit größere finanzielle Ressourcen und 
politische Macht als wir, um ihre Interes-
sen zur Geltung zu bringen.“

Krämer, hofft, dass sich in nächster Zeit 
zumindest die Situation der ALG 2-Bezie-
her verbessert: „Hier gibt es aktuell eini-
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ge positive Diskussionen um Alternativen 
zu Hartz IV, die hoffentlich zu Verbesse-
rungen für Erwerbslose führen.“ Hoff-
nungsvoll stimmt den Gewerkschafter 
weiter, dass es erhebliche Mobilisierung 
und Druck für mehr bezahlbare Wohnun-
gen gibt. Gewerkschaften versuchten 
derzeit außerdem, die Löhne insbeson-
dere in sozialen und in Niedriglohnbe-
reichen stärker anzuheben: „Wie bei den 
Sozial- und Erziehungsdiensten, in der 
Pflege und zuletzt im Sicherheitsgewer-
be und an den Flughäfen.“ 

Es bräuchte andere Politiker	

Wünschen würde sich Krämer Politiker, 
die die Not der Menschen am unteren 
Einkommensrand sehen und die Ursa-
chen erkennen. „Wir brauchen mehr 
Politikerinnen und Politiker, die die Inte-
ressen der ‚ganz normalen’ Menschen, 
der abhängig Arbeitenden und jener, 
die auf soziale Leistungen angewie-
sen sind, in den Mittelpunkt ihres po-
litischen Handelns stellen“, fordert er. 
Politiker würden benötigt, die nachhal-
tige Verbindungen zu den „einfachen 
Menschen“ und in die Zivilgesellschaft 
und die die politische Kraft haben, sich 
dem massiven Lobbydruck der wirt-
schaftlich Mächtigen nicht zu beugen.

Dass man auch nach zwei Jahren Bünd-
nisarbeit dem Traum von einer gerechten 
Gesellschaft kaum nähergekommen ist, 
gibt auch Ellen Ehmke vom Bündnispart-
ner Oxfam Deutschland zu. „Die Arbeit 
der Bundesregierung ist in Sachen so-
ziale Gerechtigkeit hinter den Erwartun-
gen zahlreicher Organisationen zurück-
geblieben“, so die Oxfam-Analystin zum 
Thema Soziale Ungleichheit. Für Oxfam, 
eine Organisation mit Schwerpunkt auf 
globaler Gerechtigkeit, seien insbeson-
dere Fragen der internationalen Steuer-
gerechtigkeit von großer Bedeutung: 
„Leider sehen wir hier unter Finanzminis-
ter Olaf Scholz kaum Fortschritte.“

Dass sich über 30 unterschiedliche Or-
ganisationen unter einem verbindenden 
Motto zusammengeschlossen haben, 

sieht aber auch Ehmke als „großen Er-
folg“ an. Dem Bündnis gehören Gewerk-
schaften, Jugendorganisationen, mig-
rantische Organisationen, Sozial- und 
Umweltverbände bis hin zu internatio-
nal agierenden Organisationen wie Ox-
fam und attac an. „Gemeinsam sagen 
wir: ‚Ungleichheit betrifft uns alle!’“, so 
Ehmke. Alle ziehen an einem Strang und 
lassen sich nicht gegeneinander ausspie-
len: „Insofern wirkt das Bündnis in die zi-
vilgesellschaftlichen Strukturen hinein 
und stärkt dort die Vernetzung und ge-
meinsame Perspektiven.“

„Fight Inequality Alliance“	

Unter einer ähnlichen Überschrift agier-
ten in anderen Ländern weitere Bünd-
nisse, zum Beispiel in England und 
Dänemark. International gibt es den 
Zusammenschluss „Fight Inequality Al-
liance“. Ehmke: „Vor allem im globa-
len Süden existieren zum Teil sehr akti-
ve Bündnisse, die immer wieder sagen: 
Die Lösungen für die Ungleichheitskrise 
müssen von denjenigen kommen, die 
davon betroffen sind, nicht von denjeni-
gen die sie geschaffen haben.“

Für den Gedanken, dass eine Lösung in 
einem neuen Geldsystem stecken kann, 
zeigt sich Ehmke aufgeschlossen. „Un-
ser Geldsystem unterscheidet sich ja 
kaum von unserem Wirtschaftssystem 
im Allgemeinen, in dem zu häufig kurz-
fristige Gewinninteressen einer kleinen 
Minderheit vor den grundlegenden Be-
dürfnissen zahlreicher Menschen ste-
hen“, sagt sie. Dies gelte es zu ändern 
und das Wirtschaften so zu gestalten, 
dass Mensch und Umwelt statt Profite 
im Zentrum stehen: „Gut möglich, dass 
wir hierfür auch ganz anders über Geld 
nachdenken sollten.“

Auch bei Attac, einem weiteren Bündnis-
partner, gibt es die Vision einer Reform 
des Geldsystems. „Hierüber diskutieren 
wir sehr intensiv“, sagt Alfred Eibl, Mit-
glied des Attac-Koordinierungskreises. 
Dies betreffe zum einen die Grundaus-
richtung der Geldpolitik: „Renditesiche-
rung für Vermögende darf nicht das ein-
zige Ziel der Geldpolitik sein.“ Auch muss 
Attac zufolge, die hohe Abhängigkeit des 
Geldverkehrs vom privaten Giralgeld der 
Banken abgebaut werden. Eibl: „Auch 
ist unsere Forderung nach einer Finanz-
transaktionssteuer zur Stabilisierung des 
Finanzsystems und als Beitrag zur Steu-
ergerechtigkeit weiterhin aktuell.“

Keine 
Kursänderung erkennbar	

Der politische Kurs in Deutschland ist 
auch nach Eibls Einschätzung durch das 
Bündnis „Reichtum Umverteilen“ noch 
nicht verändert worden. „Wenn man 
mögliche Erfolge unseres Bündnisses 
auf der Basis von Finanzkennzahlen be-
werten würde, könnte man überhaupt 
keine Fortschritte vermelden“, konsta-
tiert der ehemalige Betriebsrat. Genau-
so falsch wäre es, die steigende Zahl 
von kritischen Zeitungsartikeln zum 
Thema Ungleichheit als Erfolgskriteri-
um zu nehmen: „Dennoch gibt es einige 
konkrete positive Schritte.“

So sei man beim Mindestlohn auf dem 
richtigen Weg. „Die Einführung des Min-
destlohns und seine regelmäßige Anhe-
bung sind unstrittig, auch wird bereits 
über größere Anhebungsschritte de-
battiert“, so Eibl. Hoffnung macht ihm 
außerdem, dass sehr konkret über Ver-
änderungen bei Hartz IV und bei der 
Grundsicherung im Alter gesprochen 
wird. Eibl: „Das Bündnis und seine Part-
ner treiben die Diskussion über diese 
Punkte voran. Dass jetzt die ersatzlose 
Streichung des Soli gefordert wird, zeige 
jedoch, dass jeden Tag neu um Umver-
teilung gestritten werden muss.	
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Positive Diskussionen um Alternativen zu Hartz IV 
wecken bei den Bündnispartner Hoffnung auf zu-
mindest kleine Schritte hin zu mehr Gerechtigkeit.

Auch der Sozialverband Deutschland gehört 
dem Bündnis an.
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